
Zu 353 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
IX. GP. 

115/A 

Antrag 

der Abgeordneten Prinke, Dr. Bechinie, Dr. Kummer, Holzfeind, Fischer, Preußler, Wallner, 
Dr. Migsch und Genossen, betreffend ein Bundesgesetz über eine Abgabe vom Bodenwert 
bei unbebauten Grundstücken unp über eine Knderung des Einkommensteuergesetzes 1953 

zur stärkeren Erfassung des Wertzuwachses bei Grundstücksveräußerungen. 

Die gefertigten Abgeordneten zum Nationalrat stellen den 

Antrag: 

Der Nationalrat wCllle beschließen: 

Bundesgesetz vom 1960 
über eine Abgabe vom Bodenwert bei unbe­
bauten Grundstücken und über eine Knde­
rung des Einkommensteuergesetzes 1953 zur 
stärkeren Erfassung des Wertzuwachses bei 

Grundstücksveräußerungen. 

Der Nationalrat ha:t beschlossen: 

Artikel I. 

S 1. G e gen s t a n d cl erB 0 den wer t­
ab gab e. 

Gegenstanld der Bod:enwertabgabe sind die un­
bebaut,en Grundstücke gemäß § 55 des Bewer­
tungsg,esetzes 1955, BGBl. Nr. 148, einschließlich 
der Betriebsgrund:stücke. 

§ 2. B e m e s s u n g s g run dia g e. 

Bemessungsgrundlage für die Bodenwertahgabe 
ist der für den Abgabegegenstand (§ 1) festge­
stellte Einheitswert. 

S·3. Be f re i u n gen. 

(1) Soweit für uribebaute Grundstücke keine 
Grundsteuer zu entrichten ist, endällt auch die 
Entrichtung der Bodenwertahgabe. 

(2) Die Entrichtung der Bodenwertahgahe ent­
fällt außerdem 
1. für unbebaute Grundstücke mit einem Ein­

heitswert bi5 ein'schEeßlich 10.000 S, 

2. für unbebaute Grundstücke, die 
a) im Eigentum von GebiktskörpersChaften 

soehen und nic}lt B:etriebsgrundstücke sind, 
b) im Eigentum von gemeinnützigen Bau-, 

.. Wohnungs- und Sied.lun~vereinigungen 
S'tehen, ' 

c) im Eigerutum von Vereinigungen stehen, 
deren statutenmäßige Aufgabe die Schaf­
fung von Wohnungseigentum i'st, 

d) nachhaltig lano- un,d forstwirtschaftlieh ge­
nUitzt werden und für die· aus diesem 
Grunde ,die· für land- und forstwirt­
schaftliche Betriebe vOl"'geschriebenen Ab­
gaben und Beiträge zu entricht,en sind oder 

e) im Eigentum von Halbwaisen oder Voll­
waisen stehen, solange di~ nicht vol1jäh­
rig sind ode'r für volljährig erklärt wurden. 

§ 4. Fes t set z u n g ,d e s 'j a h ·re s b e t rag e s. 

(1) Für das Kalenderjahr 1961 beträgt die Bo­
denwertabgabe 2 vom Hundert des maßgebenden 
Einheitswertes; bei unbebauten Grundstücken mit 
einem Einheitswert von mehr als 10.000 S bis 
ei,nischließli.ch 20.000 S ermäßi'gt sich die Boden­
wertabgabeauf 1 vom Hundert des maßgebenden 
Einheitswertes. 

(2) Für das Kalenderjahr 1962 und die folgen­
den KaIenderjahre beträgt di,e Bodenwel'tahgabe 
1 vom Hundert des maßgebenden Bmheitswertes; 
bei unbebauten Grun1dstücken mit einem Ein­
heitswert von mehr aIs 10.000 S bis einschließlich 
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20.000 . ~ ermäßigt sich di~ -Bodenwertahgabe auf I 
einhalb vom Hundert des maßgebenden Einheits­
wertes. 

(3) Der Jahresbetrag d,er Abgahe ist mvt Be­
scheid festzusetz·en. Diese Festsetzung gilt inner­
halb des Ha,uptveranlagung$rzeitraumes der. 
Grundsteuermeßbeträge auch für die folg,enden 
Jahre, soweit nicht infolge ein~r Änderung der 
Vorausseizungen für die Festsetzung des J ahres­
betrages ein neuer Bescheid zu erl:IJSlSen ist. 

. § 5. Ab gab e s e h u 1 cl n er. 
(1) AbgabeschuIdner ist derjenirie, der für den 

im § 1 bezeichneten Abgabegegenstand gemäß 
§ 9 des Grundsteuerg,esetzes 1955, BGBL Nr. 149, 
Schuldner der Grundsteuer ist. 

(2) Bei unbebauten Grundstücken, die ~ls 
Kleingärten im Sinne des § 1 des Kleingarten­
gesetz'es, BGBL Nr. 6/1959, gelten und verpachtet 
sind!, darf der Bodenwertahgabebetrag auf den 
Pächter nicht überwälzt weroen. 

§ 6.Haftung. 
\ Hinsichtlich der Haftung gelten die Bestim­
mungen der §§ 10 und 11 des Grundsteuer­
g,esetzes 1955. 

- § 7. Zuständigke'it. 
Die Berechnung und! Festsetzung des Jahres­

betrages der Bodenwertabgabe sowie die Ein­
hebung und zwangsweise Einbringung obliegt 
jenem Finanzamt, d'.ls fü'r die Feststellung des 
Einheitswert'es zuständig ist. 

§ 8. E n tri ch tun g. 

Hinsichtlich der Entrichtung der Bodenwert­
abgabe gelten sinngemäß ,die ,Bestimmun,gen der 
§§ 29 und 30 des Grundsteuergesetzes 1955. 

§ 9. Be r e c h t i g t e Ge ob i e t s k ö r p e r­
s eh a ft. 

Die Bodenwertabgahe ist eine ausschließliche 
Bundesabgabe im Sinne des § 6 Z. 1 des Finanz­
Verfassungsgesetzes 1948, BGBL Nr. 45 . 

Artikel 11. 

Im § 23 Abs. l' Z. 1 lit. a Einkommensteuer­
gesetz 1953, BGBL Nr. 1/1954, treten an die 
SteHe der Worte "nicht mehr als zwei Jahre," 
die Worte "nicht mehr als fünf Jahre,". 

Artikel m. 
(1) Artikel I trit:t mit Beginn des Ka,lender­

jahres 1961 in Kraft. 

(2) Ar,tikel 11 ist erultmalig bei· der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1961 mit der Maßgabe an­
zuwenden, daß bei den Veranlagungen für die 
Kalenderjahre 1961 bis 1965 an Stelle der Frist 
von fünf Jahren di'e Fri'st von zehn Jahren tritt. 

Artikel IV. 

Mit der Vollziehung ,chleses Bundesg,esetzes ist 
d'.ls Bundesministerium für Finanzen betraut. 

Es wird beantragt, den vorliegenden Antrag unter Verzicht auf die erste Lesung dem Finanz­
und Budgetausschuß zuzuweisen. 

Prinke 

Fischer 

, , 

Dr. Bechinie 

Preußler 
Dr. Kummer 

Wallner 

Holzfeind 
Dr. Migsch 
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Erläuternde Bemerkungen 

Im Inter,esse der Beschaffung von Bauland 
wurde wiederholt die Einführung einer Boden­
wer,tabgabe gefordert. Der gegenständliche Ent-: 
wurf trägt diese·r Forderung Rechnung und sieht 
von unbebauten Grundstiicken eine Bodenwert­
abgabe vor, für die als Bemessungsgrundlage 
ohne ein besonderes Ermittlungsverfahren die 
natch den Vorschriften ·des Bewertungsge~etzes 
1955, BGBl. Nr. 148, rechtskräftig festgestellten 
Einheitswert.e dienen sollen, weil diese den g·e­
meinen Wert des Grund und Bodens (Bodenwert) 
darstellen. 

Da .die Bodenwertahgahe s,chon mit Beginn des 
Kalenderjahr(;:S 1961 eingeführt werden soll, muß 
si'e für das Kalenderjahr 1961 noch auf Grund 
der ,derzeit geltenden, nach den Wertverhäknis­
sen vom 1. Jänner 1956 erstellten Einheitswerte 
erhoben werden. Erst ab 1.. Jänner 1962 kann die 
Fest!>etzung ,des Jahresbetrages ,der Bodenwert­
abgabe auf Grund der zum 1. Jänner 1962 neu 
festzustellenden Einheitswerte erfolgen. Diese 
werden, soweit es den Bodenwert betrifft, vor-

. aussichdich im groben Durchschnitt mindestens 
. das Zweifache der bisherrgen Einheit~werte be­

tralgen, weshalb der Entwurf für das Kalender­
jahr 1961 einen Steuersatz von 2 v. H. und für 
das Ka1enderjahr 1962 sowie für die folgenden 
Kalenderjahr,e einen Steuersatz von 1 v. H. des 
Einheitswertes vorsieht. 

Di,e Abgabepflicht ,ist an ·die Grundsteuerpflicht 
gebunden. Außerdem soHen die im § 3 Abs. 2 
des Entwurfes aufgezählten unbebauten Grund­
stücke von der Bodenwertabgabe befreit &ein. 

Durch das Ans1tei,gen der Grundstückspreise in 
den letzten Jahren hat die Grundstücksspekula­
tion stark zugenommen. Hiedurch W\lIrden die 
Gtundstückspreise weiter in di,e Höhe getrieben. 
Durchclen vorliegenden GesetzentWurf soll die 
Frist .des § 23 Einkommensteuergesetz 1953 für 
die Besteuerung von Spekulationsgewinnen bei 
der Veräußerung von Grundstücken ausgedehnt 
werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ·des Entwur­
fes ist zu bemerken: 

Zu Artikel I § 1: 
Voncl'er Bodoowertabgabe sollen di,e unbebau­

ten Grundstücke einsdlließlich der unbebauten 
Betriebsgrundstücke erfaßt werden. 

Zu Artikel I § 2: 
Bemessungsgrundlage für die Bodenwertahgabe 

soHenrue na'ch den V or,schriften des Bewertungs"' 
gesetzes 1955 rechtskräftig festgestellten Einheits­
werte sein. Di,es hat den Vorteil, daß für die Be­
messung der Bodenwertahgabe kein besonderes 
Ermilttlungsveifahren erforderlich ist. 

Zu Artikel I § 3: 
Durch diese Bestimmung wi,rd die Abgabe­

pflicht an die Grundislteuerpflicht gebunden. Dem': 
nach ist für unbeba,ute Grundstücke, die gemäß 
§ 2 des Grundslteuel'gesetzes 1955, BGBl. Nr. 149, 
.von der Grun,dsteuer bef.reit sind, wie zum Bei­
spiel Sport- und Spielplätze, Parkanlagen ,uudBe­
stattungsplätze, auch keine Bodenwerta'bgabe zu 
entrichten. Außerdem sieht dies,e Bestimmun~ 
Befrei.ungen für unbebaute Grundstücke mit 
einem Einheitswert bis ein~chlileßlich 10.000 S 
sowie Befreiungen für unhebaute Grundstücke 
vor, die im Eigentum von Gebi,etskörperschaften 
oder im Eigentum von· gemeinnützigen Bau-, 
Wohnungs- und Si'edllungsvereinigungen stehen. 
Aum unbebaute G:rundstücke im Eiogentum von 
Vel'e1:ni'gungen, deren statutenmäßige Aufgabe 
die Schaffung von Wohnungseigentum ist, sowie 
unbebaute Gru.ndstücke, di'e nachhaltig land- und 
forstwirtschaftli·ch genutzt werden und für 
welche die für land- und forstwi,rt5:chaftli'che Be­
triiebe vorgesehenen Abgaben und Heiträg.e zu 
entriChten sin~d, sollen von der Bodenwertahgabe 
bef,reit sein. Das gleiche soll für unbebaute. 
Grundstücke geIten, die im Eigentum von Halb­
waisen oder V 91lwaisen stehen, solang,e di'ese 
Personen nrcht volljährig oder für volljährig er­
klärt wu'rden. 

Zu Artikel I§ 4: 
Die' Bodenwerta:bgabe s01l für das Kalender­

jahr 1961 2 v. H. des maßgebenden Einheits-
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wertes betragen. Bei unbebauten Grund~tüllien 
mit einem Einheitswert von mehr als 10.000 S 
bis einschließlich 20.000 S soll sich die Boden­
wertahgahe a,uf 1 v. H. des maßg,ebenden Ein­
heitswertes ermäßigen. Für das Kalender­
jahr 1962 und die folgenden KalenderjahI'e soU 
die Boden.wel"ltabgahe 1 v. H. ,des maßgebenden 
Einheitswertes ·betragen. Dementsprechend seill 
sich der Hundertsatz für unhebaute Grundstüllie 
mit einem Einheitswert von mehr als 10.000 S 
bis einschli,eßli<h 20.000 S auf einhalb v. H. des 
maßgebenden Einhei,tswertes ermäßigen. 

Die Festsetzung des Jahresbetrages der Boden­
wertabg.abe soll wie bei der Grundsteuer mit 
einem Dauerbescheid erfolgen. 

Zu Artikel I §§ 5 und 6: 

Der wes'entliche Inhalt dieser Be9timmungen 
ist aus dem Grundsteuergesetz 1955 übernom­
men. Neu ist lediglich die Hestimmung, daß bei 
unbebaU'~en Grundstüllien, die aJs Kleingärten im 
Sinne des § 1 des Kleingartengesetzes, BGBL Nr. 6/ 
1959, gelten und verpach,tet sind, die Bodenwert­
abgabe auf den Pächter nicht überwälzt werden 
darf .. / 

festz,usllellen hat, soma das örtlich zuständige 
Finanzamt. 

Zu Artikel I § 8: 

Der Entwurf sieht vör, daß die Bodenwert­
abgabe zu den gleichen Terminen wie die Grund­
steuer zu entrichten ist. 

Zu Artikel I § 9: 

Der Ertrag der Bodenwertabgabe soll aus­
S<hließlichdem Bund zufließen. 

Zu ArtikelII und III: 

Durch die erhöhte Bautätigkeit ,der letzt,en 
Jahre sind dLe Grundstüllispreise wesendich ge­
stiegen. Dies bot auch einen starken Anreiz für 
Grundstüllisspekulationen, wodurch di,e Grund­
stückspreise weiter ,m die Höhe getrieben wur­
·den. Es erscheint daher ger,echtferügt, die bei der 
Veräußerung von Grundstüllien entstehenden 
Gewinne auch dann steuerlich zu erfassen, wenn 
zwischen Anschaffung und Veräußerung ,des 
Grundstüllies ein ZeaJtraum von mehr als zwei 
Jahren liegt. Der Entw:wrf schlä'gt daher vor, die 
Grenze für ,die Besteuerung solcher Gewinne 
statt mit zwei Jahren· mit fünf Jahren festzu-

Zu Artikel I § 7: setzen. Bei den Veranla~ngen für di,e Kalender-
Diese Bestimmung behandelt die Zustän,dig- jahre 1961 bis 1965 soll jedoch an SlleHe der 

keit für die Erhebung der Bodenwertabgabe. Zu- Frist von fünf Jahren etine Fri'st von zehn Jahren 
ständig ist das Finanzamt, das den Einheitswert treten. 
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